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2 11 ?6.3/56. 

IH: Namen des Deu taschen Volkes 

In der Strafsache gegen den Angestellten n 
In Berlin=0harlottenburg 
wegen Rassenschande 

hat das Reíchsgerícht, Zweiter Strafsenat, in der Sitzung vom 
7;Jbnuar 1937: an welcher teilgenommen haben 

als Richter: 
der Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz (als Vorsitzender), 
und die Reichsgertchtsrdte Dr.Xlimmer, Vogt, Dr„FhlJ 
und Kamme rgert chtsrat Rasche, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der .Erste Staatsanwalt .Ekel, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Günzel, 

für Hecht erkannt: 
Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

B e r 1 1 o vom 15.September 1936 wi rd auf KOsten des Angeklagten vor» 
wonfen. 

R 

Von Rech da wegen. 

Gründe . 

Nach den ürteflsfeststellunaen hat der Angeklagte, der e i n  deutsch: 
blutiger Staateangenöriaer t o t ,  seit  dem 17.September 1955 bis 5.1"e-=- 
bruar 1936 m i t  der Zeugin . an geschlechtlich verkehrt.Diese 
i s t  Hischlíng ersten Grades, nemzzcn außerehelicher Kind eines Deutseßv 
blutigen, während ihre Hutter Vol l jüdin i s t ,  auch der Jüdischen Rel I -  
atonspe/netnschaft se i t  ihrer Geburt angehört. Die 01 | hat nach 
denn . erstinstanzlichen Ürteí l  s te t s  mehr der: Christentum geneigt,  auch 
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in der Schule christlichen Religionsunterricht empfangen; sie hat ppm 
terhín nach .Erreichung der Volljährigkeit zum Ghristentum übertreten 
und den Angeklagten heiraten wollen. .Einem .früheren Übertritt zum 
Christentums hat sich ihre Hutter widersetzt. Dem hat sie sieh øefflat 
An Jüdischen Feiertagen hat sie Geschenke der Jüdischen Gemeinde eng» 
gegengenommen, auch sich für die Mitarbeit am Jüdischen Fínterhtlfsx 
Werk zur Verfügung gestellt und schließlich Ende 1934 auf. dem poltzeb 
lachen Umzugsmeldebogen ihre Relšgtonszugehörigkeít als mosatech enge 
geben. e 

. 

Das Landgericht hat mit Recht angenommen, dqfi sie am 1619. 1935 
(dem Tage des .Erlaeees, nämlich der Verkündung des Reichebürgergeaet- 
:es im Retchsgesetzblottj der Jüdischen Religionsgemeinschaft im Sind 
des § 5 Abe. 2 zu a der 1. Vo. zum Reichsbürgergeset: vom l4.november 
1935 (HGBI. I $.1335) angehört hat. Denn diese Angehörigket t ist nidn 
nach der inneren Stellungnahme zu der Jüdischen Religion zu beurtethn 
sondern lediglich nach äußeren Kennzeichen (Rast. Bd.7O s„3o1)- Naeh 
dem Urteil des Landgerichts hat die 01 . | aber der Jüdischen Hell= 
gionsgemetnechaft von Geburt an angehört und ist aus ihr nicht ausge= 
treten. Daher ist ihre Zugehörigkeit zur Jüdischen Reltgionsgemeinn 
Schaft nicht zwei felhaft. Nach § 1 Als. 2 und 5 der 1.7b. :Ur Ausfüh- 
rung des Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen 
Ehre vom l4.nbvember 1935 (BGBl. I S. 1334) gilt der segrıfy' ,JUde' 
von § 5 Abs. 1 und 2 .Erste Vo. zum Beíehsbürgergeset: aber auch für 
§ 2 Blutsehutxges. Danach liegt der äußere Tatbestand des § 5 Abs.2 
Blutschutzges. vor. 

Bezüglich des inneren Tatbestandes bemerkt das Landgericht, dem 
Angeklagten sei bekannt gewesen, daß die G von einer Jüdischen 
Mutter abstamme; er habe auch angenommen, daß ate, da sie ihren Aus- 
tritt aus der Jüdischen Religionsgemeinschaft noch nicht erklärt a8~ 
habt habe und auch noch nicht getauft worden sei, der Jüdischen Hell{ 
gtonsgemetnschaft noch Jetzt angehöre. Der Angeklagte hat weiter ein* 
gesendet, er habe geglaubt, der Geschlechts verkehr mit der a 
sei nicht strafbar, da sie ein Utschling, also keine VOlljüdtn set.Da 
Landgericht erklärt diesen .Einwand als unbeachtlich für die schulde 
frage. Die Bestimmung des -§ 5 Abs. Za der .Ersten Vo. zum Retchsbflrger 
gesetz sei ein Teil des Gesetzes zum Schutz des deutschen Blutes und 
der deutschen Ehre vom l5.September 1955, da das Gesetz auf ergänzend 
und erläuternde Bestimmungen hinweise, wie sie später in den beiden 
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Verordnungen vom l4.Nbvember 1935 erlassen worden seien. 
. Der .Einwand des Angeklagten läuft im .Ergebnis darauf hinaus, daß er 

die Bestimmung des 5 5 Abs. 2 a der ersten ob. zum Reichebdrgergesete 
nicht gekannt habe, wonach Infolge seiner Zugehörigkeit zur jüdischen 
Religionsgemeinschaft am 16.September 1956 ein deutscher üíechltng 
ersten Grades im Sinne der §§ .2, 5 Abs. 2 Blutschuteges. als Jude gel« 
te. ES handelt sich in den Füllen des § 5 Abs. I und II a bis d um 
eine Festlegung des Begriffes Jude und damit um eine Umgrenxung des 
Tatbestandes der §5 2, 5' Abs. 2 Blutschutzges. 

Die erste ob. vom l4.nbuember 1935 zur Ausführung des Blutschute- 
gesetzes fsosı. I S.l554) trat nach ihrem § 17 am lfiμflb vember 1935 in 
Kraft. Der Geschlechts verkehr des Angeklagten mit der G bis zu 
diesem Tage ist daher überhaupt keine strafbare .Handlung, vgl. '§ 2 a 
Abs. l StGB. n.F% Stuckar t=Globhe KOmmentar zur deutschen Hassenge- 
setzgebung Bd. I $.122 zu b. Damit steht die Tatsache nicht in Weder= 
Spruch, daß bei den .Hi schl ingen ersten Grades nach dem oben Gesagten 
der 16.September 1955 der maßgebende Stichtag für ihre Gleichstellung 
mit den Valljuden ist. Wer von ihnen Om 16.September 1935 der Juni« 
sehen Religionsgemeinschaft angehört hat, ist vom l5.november 1955 ab 
als Volljude im Sinne der Strafvorschrtften des Blutschutzgesetxes zu 
behandeln. Qfifensichtltch wollte der Gesetzgeber durch .Einführung des 
16.september 1935 als maßgebenden Stichtages verhindern, daß in der 
Zeit zwischen .Erlaß des Blutschutxgesetzee und dem .Erscheinen der Aus' 
führungsbestimmungen manche Personen mit Jüdischen âluteinschlag sich 
von der jüdischen Religionsgemeinschaft lösten, um den Auswirkungen 
der Nürnberger Gesetze zu entgehen. 

. 

fifir den Geschlechtsverkehr Set t dem 15.nbvember 1915 stellt das 
Urteil fest, daß der Angeklagte die Zugehörigkeit der G zur 
Jüdischen Religionsgemeinschaft gekannt hat. Deshalb kann ihn, wie das 
angefochtene Urteil zu Recht annimmt, seine írríge Annahme, der Bei- 
schlaf' mit ihr sei keine Haesenschande, weil sie Mischling ersten Gruß 
des sei, nicht straflos machen. Das Blutschutegeeete selbst halt eine 
.Erläuterung des Begråfifes „JUde" für erforderlich und verweist auf 
noch zu erlassende, das Gesetz ergänzende VOrschriften (§ 6 Blut: 
schutzges.). Die dann anderweit gegebenen .Erläuterungen bilden demnach 
mit dem Gesetz eine .Einheit. Hieraus ergibt sich, daß ein Irrtum des 
Angeklagten über den Rechtsbegrtfif ,JUde' einen unbeachtlichen 
(Rast. Bd. 70 s.29o) Strafrechtsi rrtum bedeutet. Derselben Ansicht be= 
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D 789/J6; zügl ích des Irrtwns über den Verkehr m i t  Hischlingen ReSt. 1 
Urteil vom 3- November 19,36. 

Ges. Schwarz. K1 immer. Vogt . 
Dr.Fu11. Rasche . 


